IGA Interprofessionelle Gewerkschaft der ArbeiterInnen

zum internationalen Tag der Frau 8. März 2003 


Sexismus kennt keine Grenzen!

Übersicht zu den gesetzlichen Bestimmungen

Wenn im kommenden Sommer die bilateralen Verträge mit der EU in Kraft treten, erhalten Schweizer/innen und EU-Bürger/innen eine bisher nicht gekannte Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit. Das Ausländergesetz AuG (heute ANAG) wird dann nur noch für Leute von ausserhalb der EU-Länder gelten. Gemäss dem Entwurf sollen Bewilligungen zum Zwecke der Erwerbsarbeit nur noch für gut ausgebildete Fachleute erteilt werden. Weniger Qualifzierte haben allenfalls Chancen auf eine Kurzaufenthaltsbewilligung, wenn ihre Arbeitskraft einem Bedürfnis der Schweizer Wirtschaft entspricht. Frauen haben weltweit weniger Zugang zu Bildung, und so wird sich diese Regelung, die eigentlich geschlechtsneutral formuliert ist, vor allem auch zum Nachteil von Frauen auswirken. Auch Frauen auf der Flucht, sind benachteiligt, weil die „asylrelevanten Fluchtgründe“ zuwenig die speziellen Verfolgungen von Frauen berücksichtigt. Was bleibt, ist die Möglichkeit über eine Heirat, eine Aufenthaltsbewilligung zu erhalten. Oder als Nachtklubtänzerin. In beiden Fällen enthalten die Gesetze (von heute und von morgen) Regelungen, die sich oft zum Nachteil von Frauen auswirken.

Ehe – Scheinehe?

Eine Ehe kann heute schon für ungültig erklärt werden. Der Verdacht auf Scheinehe geht vor allem von der Fremdenpolizei aus, es kommt aber auch vor, dass beim Scheitern einer Ehe der/die schweizerische Ehepartner/in den Verdacht auf Scheinehe äussert. Im neuen Ausländergesetz AuG werden die Bestimmungen verschärft:

· das Vermitteln oder Eingehen einer Scheinehe wird explizit als Straftat bezeichnet, die mit Gefängnis oder Busse bestraft wird (AuG Art. 113). 

· Zivilstandsbeamte können beim Verdacht, dass „mit der Eheschliessung offensichtlich nur die Bestimmungen über Zulassung und Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländern umgangen werden sollen“ eine Eheschliessung verweigern (ZGB Art. 97bis).

· bei einer Ehe mit ausländischen Ehegatten (ausserhalb der EU) müssen die Eheleute neu zusammen in einer gemeinsamen Wohnung leben (AuG Art. 41).

Interessant ist, dass z.B. der „Anlaufstelle für Asylsuchende Baselland“ nur Fälle bekannt sind, in welchen die Behörden gegenüber einer heiratswilligen Schweizerin die Eheschliessung wegen Verdacht auf Scheinehe blockieren. Bisher kam noch kein einziger Schweizer in dieser Sache in die Beratung. 

Gewalt in der Ehe

Wer als Ausländer/in (ausserhalb der EU) eine/n Schweizer/in oder eine/n Ausländer/in mit Aufenthaltsbewilligung heiratet, bekommt (in den ersten Jahren) eine Bewilligung mit dem Aufenthaltszweck „Verbleib beim Ehegatten“. Mit dieser Bewilligung können diese Migrant/innen zwar arbeiten, aber sobald die Eheleute nicht mehr in einer gemeinsamen Wohnung leben, erlöscht auch das Aufenthaltsrecht. Diese Gesetzeslage bedeutet für viele Frauen, dass sie sich nicht gegen einen gewalttätigen Ehemann wehren können, ohne ihr Aufenthaltsrecht zu gefährden. Frauenorganisationen fordern seit Jahren, dass es für diese Frauen eine sichere Aufenthaltsbewilligung geben muss. Der Entwurf für das neue AuG sieht aber nur eine „Härtefallregelung“ vor. D.h. statt klaren Kriterien entscheidet das Ermessen von Beamten der Fremdenpolizei darüber, ob einer gewaltbetroffenen Frau der Aufenthalt verlängert wird. Zudem kann die Härtefallregelung nur zum Zug kommen, wenn es bereits zu Gewalt gekommen ist... In den Kantonen Basel-Stadt und Baselland sind die Behörden durch erfolgreiche Projekte zum Thema häusliche Gewalt sensibilisiert worden, so dass es hier zu einer Verbesserung der Situation gekommen ist.

Familiennachzug

Gibt es ein Recht auf ein gemeinsames Familienleben? Die meisten Neuzuzüger/innen aus Nicht-EU-Ländern, kommen heute über den Familiennachzug (Ehefrau/mann, Kinder unter 18 Jahren) in die Schweiz. Allerdings gibt es unzählige Familien, welche nicht zusammenleben können, weil sie die hohen Anforderungen für den Familiennachzug nicht erfüllen: Die Familie muss eine „angemessene“ Wohnung vorweisen können und der bereits in der Schweiz lebende Familienteil muss einen Lohn haben, mit welchem die ganze Familie deutlich über dem Existenzminimum leben kann. Was das konkret heisst, liegt im Ermessen der Behörde. Die Kriterien verändern sich laufend, und der Kanton Basel-Stadt ist für grosse Strenge bekannt. Eine zusätzliche Verschärfung ist im neuen AuG geplant: Die Frist für das Beantragen eines Familiennachzugs muss innerhalb von fünf Jahren nach Einreise in die Schweiz (oder Entstehung des Familienverhältnisses) gemacht werden.

Frauenspezifische Fluchtgründe

Nur die direkte Verfolgung und Bedrohung durch staatliche Organe werden als Asylgrund anerkannt, nicht aber Übergriffe und Misshandlungen durch Privatpersonen und nicht-staatliche Organisationen. Solche Gewalt gegenüber Frauen findet wenig Beachtung oder wird als „kulturelle Eigenart“ verharmlost. In den letzten Jahren konnten allerdings – auf Druck von Frauenorganisationen – in diesem Bereich Verbesserungen erreicht werden. In einem anderen Bereich kam es jedoch eher zu einer Verschlechterung: das Asylverfahren wird immer kürzer. Opfer von sexuellen Übergriffen empfinden aber häufig grosse Scham und es für sie sehr schwierig ist darüber gegenüber der Behörde zu sprechen. Je schneller das Asylverfahren wird, und je mehr das Augenmerk der Behörde auf dem Fluchtweg als auf den Fluchtgründen liegt, desto kleiner werden die Chancen für die betroffenen Frauen.

Sans Papiers

Je höher die Schranken für den Erhalt einer Bewilligung sind, desto mehr Menschen leben ohne Bewilligung in der Schweiz (Sans Papiers). Oft sind die Entscheide der Behörden menschlich nicht nachvollziebar, und viele Schweizer/innen versuchen im Rahmen ihrer Möglichkeiten diesen Menschen zu helfen. Mit dem neuen AuG wird dies eine strafbare Tat: Wer eine illegale Ein- oder Ausreise oder Aufenthalt erleichtert oder vorbereiten hilft, wird mit Gefängnis oder Busse bestraft.

Frauenhandel

Von behördlicher Seite konzentriert sich der Kampf gegen Frauenhandel auf die Bekämpfung der illegalen Migration. Damit werden von Frauenhandel betroffene Frauen zu Täterinnen gemacht, denn sie werden wegen ihrem illegalen Aufenthalt verhaftet und ausgeschafft. Diese Situation schafft vor allem für die Menschenhändler und deren Profiteure Sicherheit. Sie können weitgehend ungestraft ihren Geschäften nachgehen und Frauen ausbeuten. Im neuen AuG ist zwar eine Aufenthaltsregeltung für Opfer von Menschenhandel vorgesehen, doch leider ist die Regelung so restriktiv, dass es in der Praxis wohl kaum zu einer Verbesserung kommen wird.
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